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V E R W A L T U N G S G E R I C H T
W I E N

1190 Wien, Muthgasse 62
Telefon: (+43 1) 4000 DW 38740

Telefax: (+43 1) 4000 99 38740
E-Mail: post@vgw.wien.gv.at

GZ: VGW-171/092/1719/2023-2 Wien, 14.2.2023
A. B.

Geschäftsabteilung: VGW-X

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien erkennt durch seinen Richter Mag. Dr. Gerhard Kienast

über die Beschwerde des A. B. gegen den Bescheid der gemeinderätlichen

Personalkommission vom 19.12.2022, ZI. PK-…-2022-GGK, betreffend Wiener

Personalvertretungsgesetz (W-PVG)

zu Recht:

I. Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen.

II. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine (ordentliche) Revision an den

Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulässig.

Entscheidungsgründe

I. Verfahrensgang:

Mit Schreiben vom 18.7.2022 beantragte der Beschwerdeführer (neben anderen An-

trägen) in Punkt 12 die MA 2 und die gemeinderätliche Personalkommission um Prü-

fung, „ob bei der Implementierung der Dienstanweisung – Ruhepausen vom 01. Juli
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2022 das W-PVG, die W-PVGO und die Vertretungsverpflichtung für die Mitwirkungs-

rechte der PV [Personalvertretung] insbesondere nach § 39 Abs. [2 Z] 4 W-PVG durch

die Vorsitzende [des Dienststellenausschusses 117 „Parkraumüberwachung" – DA

117] C., den DA 117 PÜG [Parkraumüberwachungsgruppe] Wien und den Vorsitzenden

[des Hauptausschusses der Hauptgruppe I] D. gegenüber den Bediensteten der PÜG

Wien und mir verletzt wurden." Der Beschwerdeführer brachte auch vor, er erhebe

Beschwerde „wegen des Verdachts der massiven und partiell mutmaßlichen

rechtsunrichtigen Verschlechterungen meiner Arbeitsbedingungen als PÜG Wien KO

[Kontrollorgan] bzw. wegen der diesbezüglichen Untätigkeit der Personalvertretung

DA 117 PÜG Wien und Gewerkschaft HG 1 [Hauptgruppe I] bei der Ausführung und

Durchführung der Verschlechterungen".

Mit Schreiben vom 29.8.2022 ersuchte die MA 2 als Geschäftsstelle der gemeinderät-

lichen Personalkommission den Dienststellenausschusses 117 „Parkraumüberwa-

chung" um Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme hinsichtlich des die Aufgaben

dieses Ausschusses betreffenden Vorbringens des Beschwerdeführers innerhalb von

zwei Wochen.

Mit E-Mail vom 8.9.2022 teilte der Dienststellenausschusses 117 durch ihre Vorsit-

zende mit, dass die Dienstgeberin im ihr eingeräumten bedienstetenschutzrechtlichen

und dienstrechtlichen Ermessensspielraum handle, dass ein Mitwirkungsrecht der

Personalvertretung nicht vorliege und es daher weder verletzt noch durch Untätigkeit

versäumt worden sein könne. Der Dienstgeberin sei vielmehr ungeachtet der

bestehenden Rechtsgrundlage in Gesprächen wiederholt die Bedenken der Personal-

vertretung bezüglich der Ausgestaltung der Pausen nahegebracht sowie mögliche Al-

ternativen vorgeschlagen worden. Zum gegenständlichen Thema lägen weder Anträge

der Dienstgeberin noch Beschlüsse des Dienststellenausschusses 117 vor.

Mit E-Mail vom 12.9.2022 teilte der Vorsitzende des Hauptausschusses der Hauptgrup-

pe I mit, er sei weder Mitglied des örtlichen Dienststellenausschusses 117 noch

Bediensteter der MA 67, die Anwürfe des Beschwerdeführers „gehen somit im Sinne der

Bestimmungen des W-PVG ins Leere." Eine „inhaltliche Stellungnahme obliegt aus-

schließlich dem Kollegialorgan des DA 117".

Mit Schreiben vom 27.9.2022 brachte die MA 2 als Geschäftsstelle der gemeinderätli-

chen Personalkommission dem Beschwerdeführer die Stellungnahmen der Vorsitzen-

den des DA 117 und des Vorsitzenden des HG I zur Kenntnis und räumte ihm die
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Gelegenheit ein, sich dazu innerhalb von zwei Wochen schriftlich zu äußern.

Mit Schreiben vom 12.10.2022 gab der Beschwerdeführer eine ausführliche Stellung-

nahme ab und ersuchte um schriftliche Erledigung seiner „Beschwerde und Anzeige

vom 18. Juli 2022 mittels Bescheid der gemeinderätlichen Personalkommission."

Mit Bescheid vom 19.12.2022 traf die gemeinderätliche Personalkommission hinsicht-

lich des Antrags des Beschwerdeführers vom 18.7.2022 wörtlich folgende Entschei-

dungen:

„I. Der Antrag wird, soweit er sich auf die Prüfung der Gesetzmäßigkeit der Geschäfts-

führung der Vorsitzenden des Dienststellenausschusses 117 ‘Parkraumüberwachung’

und des Vorsitzenden des Hauptausschusses der Hauptgruppe I wegen des Verdachts

1. der Nichtwahrnehmung des Mitwirkungsrechtes gemäß § 39 Abs. 2 Z 4 in Ver-

bindung mit Abs. 3 und Abs. 4 W-PVG,

2. auf Verletzung des § 2 Abs. 1 W-PVG und

3. auf Verletzung des § 27 Abs. 1 und 2 W-PVG

bezieht, mangels Zuständigkeit als unzulässig zurückgewiesen.

II. Gemäß § 47 Abs. 2 W-PVG wird der Antrag, soweit er sich auf die Prüfung der

Gesetzmäßigkeit der Geschäftsführung des Dienststellenausschusses 117  ‘Parkraum-

überwachung' wegen des Verdachts

1. der Nichtwahrnehmung des Mitwirkungsrechtes gemäß § 39 Abs. 2 Z 4 in Ver-

bindung mit Abs. 3 und Abs. 4 W-PVG,

2. der Nichteinhaltung der Verpflichtungen gemäß § 2 Abs. 1 W-PVG und

3. der Nichteinhaltung der Verpflichtungen gemäß § 27 Abs. 2 W-PVGO

bezieht, mangels zurechenbaren Verhaltens der Vorsitzenden als unbegründet ab-

gewiesen.

III. Gemäß § 47 Abs. 2 W-PVG wird der Antrag, soweit er sich auf die Prüfung der

Gesetzmäßigkeit der Geschäftsführung des Hauptausschusses der Hauptgruppe I we-

gen des Verdachts

1. der Nichtwahrnehmung des Mitwirkungsrechtes gemäß § 39 Abs. 2 Z 4 in Verbind-

nung mit Abs. 3 und 4 W-PVG und

2. der Nichteinhaltung der Verpflichtungen gemäß § 2 Abs. 1 W-PVG

bezieht, mangels zurechenbaren Verhaltens des Vorsitzenden als unbegründet ab-

gewiesen."

Mit Schreiben vom 17.1.2023 zog der Beschwerdeführer (form- und fristgerecht) die

Spruchpunkte II. und III. des Bescheids in Beschwerde und beantragte neben der
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Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht die Abän-

derung des bekämpften Bescheids dahingehend, dass seinen Anträgen laut Spruch-

punkten II. und III. des bekämpften Bescheids Folge gegeben werde. Er begründete

seine Beschwerde mit seinem „Verdacht" und seine „Mutmaßung, dass § 39 Abs. 2 Z 4

W-PVG und § 27 Absätze 1 und 2 W-PVGO nicht ordnungsgemäß befolgt wurden." Die

gegenständliche Anweisung lege sehr wohl Ruhepausen fest, indem sie anordne, wo

diese Ruhepausen einzuhalten sind, nämlich im Bereich des jeweils zugewiesenen

Rayons. Durch diese Anordnung sei es ihm nicht möglich, ohne „Strafe" seine

Ruhepause auf dem Stützpunkt einzunehmen. Die „Strafe" würde darin bestehen, dass

seine Wegzeiten (Fahrzeiten mit dem öffentlichen Personennahverkehr) von der

Ruhepause abgezogen werden. Seiner Ansicht nach sei „unter Festlegung von

Ruhepausen ‚iSd § 39 Abs. 2 Z 4 W-PVG' auch umfasst, wo diese einzuhalten sind

beziehungsweise wo nicht." Aus diesem Grund sei in der angeführten Gesetzesbe-

stimmung zwingend die Zustimmung der Personalvertretung gefordert, sodass die

Nichtwahrnehmung des Mitwirkungsrechts und der Verpflichtungen nach § 2 Abs. 1

W-PVG und § 27 Abs. 1 und 2 W-PVGO sehr wohl vorwerfbar und mutmaßlich gesetz-

widrig wären. Im Übrigen verwies der Beschwerdeführer auf sein Antragsvorbringen

und die vorgelegten Urkunden (Beilage), die er zum integrierenden Bestandteil seiner

Beschwerde erklärte.

Mit Note vom 1.2.2023 legte die belangte gemeinderätliche Personalkommission dem

Verwaltungsgericht Wien die Beschwerde samt bezughabendem Verwaltungsakt zur

Entscheidung vor, wo sie am 3.2.2023 einlangte.

II. Das Verwaltungsgericht Wien hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der Beschwerdeführer ist Kontrollorgan der Parkraumüberwachungsgruppe der MA 67.

Der von dem (damaligen) Leiter der Parkraumüberwachungsgruppe und der Leiterin

der MA 67 unterfertigte „Dienstauftrag – Ruhepausen" vom 27.6.2022 legte hinsicht-

lich der Ruhepausen ab 1.7.2022 (wörtlich) folgendes fest:

„Dauer der Ruhepause

• Bei 8 Stunden Dienst – 60 Minuten
• Bei bis zu 6 Stunden Dienst, aber mindestens 4 Stunden – 30 Minuten
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Die Ruhepausen der Kontrollorgane sind je nach Dienstschicht und den dienstli-
chen Erfordernissen vom Stützpunktleiter bzw. Teamleiter vorzugeben.

Grundsätzlich sind vom Teamleiter die 60-Minuten Ruhepause am Stück zu gewähr-
leisten.

Wegzeiten von und zu der Pausenörtlichkeit, vom jeweilig zugewiesenen Rayon,
sind zu vermeiden, allenfalls sind diese Teile der Ruhepause.

Eine zusätzliche 15-minütige Unterbrechung der Kontrolltätigkeit kann vom Team-
leiter in besonderen Einzelfällen (z.B.  Hitze-/Kälte, etc.) gewährt werden.  Die
Ruhepause darf jedenfalls durch diese Unterbrechung nicht ausgeweitet bzw. kom-
biniert werden.

Um allfälligen Beschwerden vorzubeugen ist eine Pausengestaltung in Gruppen
mit mehr als zwei Personen an öffentlichen Orten tunlichst zu vermeiden.

Es können neben den internen Pausenmöglichkeiten auch Restaurants, Cafes,
Shopping-Center, udgl., im zugewiesenen Rayon, zum Zwecke der Abhaltung der
Pause, genutzt werden.

Die gegenständliche Pausenzeitregelung ist, ab 01.07.2022, für alle Stützpunkte
bindend. Sämtliche bisherigen anderslautenden mündlichen oder schriftlichen An-
ordnungen sind somit, ab 01.07.2022, gegenstandslos."

Bis zu diesem Zeitpunkt bestand gleichfalls eine Ruhepause von 60 Minuten am Stück

sowie die Möglichkeit von zusätzlich 15-minütigen Unterbrechungen im Bedarfsfall.

Anders als ab 1.7.2022 bestand bishin die Vorgabe, die Verpflegungseinnahme in der

Dauer von 60 Minuten als Dienstpflicht am jeweiligen Stützpunkt zu verbringen; dabei

war die jeweilige Fahrtzeit als Dienstzeit „akzeptiert".

2. Beweiswürdigung:

Die Feststellungen gründen im insoweit unbedenklichen Verwaltungsakt und sind zwi-

schen den Verfahrensparteien auch nicht strittig.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1.1. Der Wirkungsbereich der belangten gemeinderätlichen Personalkommission

umfasst (unter anderem) „die Aufsicht über die Gesetzmäßigkeit der Geschäftsführung

der Organe der Personalvertretung" und „die Prüfung von Beschwerden über die

Verletzung der in §§ 39 bis 40 genannten Mitwirkungsrechte durch den Magistrat"

(§ 47 Abs. 1 Z 2 und Z 3 W-PVG).

Zu den Organen der Personalvertretung zählen (unter anderem) der Dienststellen-

ausschuss und der Hauptausschuss (§ 3 Abs. 1 Z 2 und Z 4 W-PVG). Der Wirkungs-
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bereich des Dienststellenausschusses erstreckt sich auf die Bediensteten der Dienst-

stelle, bei dem dieses Organ errichtet ist (§ 7 Abs. 4 W-PVG). Hauptausschüsse sind

für jede Hauptgruppe zu bilden (§ 10 Abs. 1 W-PVG). Die Hauptgruppe I umfasst die

Dienststellen des Magistrats der Stadt Wien (mit näher geregelten Ausnahmen) und

des Verwaltungsgerichts Wien; somit auch die MA 47 – Parkraumüberwachung. Für

den Beschwerdeführer als Bediensteten der MA 47 sind daher die Organe der Perso-

nalvertretung „Dienststellenausschuss 117 – ‚Parkraumüberwachung'" und „Hauptaus-

schuss der Hauptgruppe I" zuständig.

3.1.2. Mit Spruchpunkt I. des bekämpften Bescheids wies die belangte gemeinderät-

liche Personalkommission den Antrag des Beschwerdeführers, soweit er sich auf die

Prüfung der Gesetzmäßigkeit der Geschäftsführung „der Vorsitzenden des Dienststel-

lenausschusses 117 ‚Parkraumüberwachung'  und des  Vorsitzenden  des  Hauptaus-

schusses der Hauptgruppe I" bezieht, als unzulässig zurück, weil ihr keine Zuständig-

keit zukomme, das Verhalten einer einzelnen Personalvertreterin oder eines einzelnen

Personalvertreters zu beurteilen. Diese Antragszurückweisung im Spruchpunkt I. des

bekämpften Bescheids zog der Beschwerdeführer nicht in Beschwerde; sie ist damit

nicht Gegenstand des Beschwerdeverfahrens.

3.1.3.1. Der Beschwerdeführer begründet seine Beschwerde damit, das Mitwirkungs-

recht der Personalvertretung, respektive das Zustimmungserfordernis nach § 39

Abs. 2 Z 4 W-PVG sei deshalb missachtet worden, weil die Festlegung von Ruhepausen

iSd § 39 Abs. 2 Z 4 W-PVG auch umfasse, wo diese einzuhalten sind bzw. wo nicht.

Diese Auffassung teilt das erkennende Verwaltungsgericht nicht: § 39 Abs. 2 Z 4

W-PVG sieht das Erfordernis der „Zustimmung der Personalvertretung" bei der „Auf-

teilung der Arbeitszeit", „einschließlich der Festlegung von Ruhepausen gemäß § 61b

zweiter Satz oder der Teilung von Ruhepausen gemäß § 61f Abs. 3 des Wiener Be-

dienstetenschutzgesetzes 1998 [W-BedSchG 1998]" vor. Der in casu einschlägige

§ 61b W-BedSchG 1998, der sich im Abschnitt 6a „Arbeitszeitgestaltung" befindet, legt

einzig die Dauer der Ruhepausen fest und enthält keinerlei Vorgaben hinsichtlich des

Ortes, wo die Ruhepausen zu konsumieren sind. Durch den ihn § 39 Abs. 2 Z 4 W-PVG

enthaltenen Verweis auf § 61b W-BedSchG 1998 floss somit eine Vorgabe hinsichtlich

des Ortes, wo die Ruhepausen einzuhalten sind, nicht ein.

Die belangte gemeinderätliche Personalkommission wies daher zu Recht den Antrag
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des Beschwerdeführers, soweit er dem Dienststellenausschuss 117 bzw. dem Haupt-

ausschuss der Hauptgruppe I vorwirft, sein Mitwirkungsrecht gemäß § 38 Abs. 2 Z 4

iVm Abs. 3 und 4 W-PVG nicht wahrgenommen zu haben, ab (Spruchpunkte II.1. und

III.1.).

3.1.3.2. Der Beschwerdeführer moniert auch, die Personalvertretung sei den in § 2

Abs. 1 W-PVG umschriebenen Aufgaben nicht nachgekommen.

Nach dieser Gesetzesbestimmung ist die „Personalvertretung nach Maßgabe dieses

Gesetzes berufen, die beruflichen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und gesund-

heitlichen Interessen der Bediensteten zu wahren und zu fördern." Wie die belangte

gemeinderätliche Personalkommission im bekämpften Bescheid zutreffend ausführt,

lassen sich aus § 2 Abs. 1 W-PVG selbst noch keine konkreten Rechte der Personal-

vertretung gegenüber der Dienstgeberin ableiten. Welche Rechte ihr zur Wahrung der

Interessen der Bediensteten zustehen sowie die jeweilige Zuständigkeit ergeben sich

vielmehr aus den übrigen Gesetzesbestimmungen, insbesondere aus den §§ 39 ff

W-PVG betreffend Mitwirkungsrechte. Da – wie ausgeführt – der Personalvertretung

im konkreten Fall kein Mitwirkungsrecht gemäß § 39 Abs. 2 Z 4 W-PVG zukommt, ist

ihr diesbezüglich folglich auch keine Pflichtverletzung gemäß § 2 Abs. 1 W-PVG vorzu-

werfen. Die belangte gemeinderätliche Personalkommission wies daher zu Recht die

diesbezüglichen Anträge des Beschwerdeführers ab (Spruchpunkte II.2. und III.2.).

3.1.3.3. Der Beschwerdeführer bringt in seiner Beschwerde auch vor, dass § 7 Abs. 1

und 2 W-PVGO „nicht ordnungsgemäß befolgt wurden".

Abs. 1 dieser Verordnungsbestimmung sieht die Pflicht der „Personalvertreterinnen

und Personalvertreter" vor, „Anfragen, Wünsche, Beschwerden, Anzeigen oder Anre-

gungen der Bediensteten zu beantworten oder dem zuständigen Ausschuss weiter-

zugeben". Unabhängig davon, dass der Beschwerdeführer in seiner Beschwerde nicht

darlegt, inwieweit, wodurch und konkret welche(r) Personalvertreterin oder Personal-

vertreter dieser Pflicht nicht nachgekommen (worden) sein solle (der vom Beschwer-

deführer in seiner Beschwerde vorgenommene Verweis auf sein Antragsvorbringen

reicht nicht hin: z.B. VwGH 24.5.2016, Ra 2016/03/0037, Rn. 11; 3.4.2019,

Ra 2018/18/0505, Rn. 13), kommt der belangten gemeinderätlichen Personalkommis-

sion nach § 47 Abs. 1 W-PVG keine Zuständigkeit zu, Handlungen (oder Unterlassun-

gen) von Personalvertreterinnen und Personalvertretern auf ihre Gesetzmäßigkeit zu

prüfen.
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Nach § 27 Abs. 2 W-PVGW hat ein Personalvertretungsorgan eine bei ihr anhängig

gemachte Angelegenheit, die nicht in ihren Wirkungsbereich fällt, unter Übermittlung

sämtlicher Unterlagen an das zuständige Organ weiterzuleiten. Auch hier unterlässt

der Beschwerdeführer in seiner Beschwerde jegliches Vorbringen, welches (unzustän-

dige) Personalvertretungsorgan eine bei ihm anhängig gemachte Angelegenheit nicht

an das zuständige Personalvertretungsorgan weitergeleitet haben soll.

Auch in diesem Zusammenhang ist die bescheidmäßige Abweisung des diesbezügli-

chen Antrags (Spruchpunkt II.3) somit nicht zu beanstanden.

3.1.4. Nur klarstellend hält das erkennende Verwaltungsgericht fest, dass die in § 47

Abs. 1 Z 3 W-PVG angesprochene Zuständigkeit der belangten gemeinderätlichen Per-

sonalkommission („Prüfung von Beschwerden über die Verletzung der in §§ 39 bis 40

genannten Mitwirkungsrechte durch den Magistrat“), in casu nicht zur Anwendung

kommt, weil – wie sich aus § 47 Abs. 4 W-PVG ergibt – eine Entscheidungszuständig-

keit in derartigen Angelegenheiten einen Antrag des Zentralausschusses zur Vor-

aussetzung hat; ein derartiger Antrag liegt jedoch nicht vor.

3.1.5. Mangels Relevierung in den Beschwerdegründen musste (vgl. § 27 iVm § 9 Abs.

1 Z 3 VwGVG) die Frage dahingestellt bleiben, ob mit dem gegenständlichen

Dienstauftrag nicht allenfalls freiwillige Sozialleistungen geändert wurden und damit

ein Zustimmungserfordernis nach § 39 Abs. 2 Z 5 W-PVG vorliegt.

3.2.  Eine mündliche Verhandlung konnte auf dem Boden des § 24 Abs. 4 VwGVG

entfallen. Auch Art. 6 Abs. 1 EMRK steht einem Einfall der mündlichen Verhandlung

nicht entgegen, weil keine Fragen der Glaubwürdigkeit zu beurteilen waren, die Tat-

sachen unbestritten sind und das Gericht auf der Grundlage der Aktenlage entscheiden

konnte, wobei im konkreten Fall lediglich rechtliche Fragen zu entscheiden sind (vgl.

VwGH 21.12.2016, Ra 2016/04/0117, mit Verweis auf das Urteil des EGMR vom

8.11.2016, Nr. 64160/11, Pönkä, Rn. 32).

3.3. Die (ordentliche) Revision ist unzulässig, weil keine Rechtsfrage iSd Art. 133 Abs.

4 B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Zum einen sind die

aufgeworfenen Rechtsfragen an Hand des eindeutigen Wortlauts der heranzuziehen-

den Bestimmungen zu beantworten, zum anderen betreffen die Erwägungen des
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erkennenden Verwaltungsgerichts allein den konkreten Einzelfall. Sonstigen Hinweise

auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage liegen nicht vor.

Belehrung

Gegen dieses Erkenntnis besteht die Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde beim

Verfassungsgerichtshof und/oder einer außerordentlichen Revision beim Verwal-

tungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist innerhalb von sechs Wochen ab

dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch eine bevollmächtigte Rechtsanwältin

bzw. einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die Beschwerde beim

Verfassungsgerichtshof und die außerordentliche Revision an den Verwaltungs-

gerichtshof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Für die Beschwerde bzw. die

Revision ist eine Eingabengebühr von je EUR 240,— beim Finanzamt Österreich,

Dienststelle Sonderzuständigkeiten zu entrichten, sofern gesetzlich nicht anderes

bestimmt ist.

Es besteht die Möglichkeit, Verfahrenshilfe für das Verfahren vor dem Verwaltungs-

gerichtshof bzw. Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

Verfahrenshilfe ist einer Partei soweit zur Gänze oder zum Teil zu bewilligen als sie

außerstande ist, die Kosten der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchtigung des

notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder

Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint.

Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist für ein Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungs-

gerichtshof unmittelbar beim Verfassungsgerichtshof einzubringen. Für ein

außerordentliches Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist der Antrag

unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Dies in beiden Fällen jeweils

innerhalb der oben genannten sechswöchigen Beschwerde- bzw. Revisionsfrist.

Ferner besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat ausdrücklich

zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem Verwaltungsgericht, bei

einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der Entscheidung dem

Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem Verfassungsgerichtshof

schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären. Der Verzicht hat zur Folge,
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dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr zulässig ist. Wurde der Verzicht nicht

von einem berufsmäßigen Parteienvertreter oder im Beisein eines solchen abgegeben,

so kann er binnen drei Tagen schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Verwaltungsgericht Wien

Mag. Dr. K i e n a s t
(Richter)


